
Der ZBV wirft einen Blick zu den deutschen Nachbarn

Die Gemeinsamkeiten überwiegen

Interview mit Horst Wenk, stell­
vertretender Hauptgeschäftsführer  
des Landesbauernverbandes in 
Baden-Württemberg.

Stellen Sie Ihren Verband kurz vor, wie 
viele Mitglieder zählt Ihr Verband und 
welche Fläche vertreten Sie dadurch?
Der Landesbauernverband in Baden-
Württemberg (LBV) vertritt aktuell 
36 000 Mitglieder und ca. 850 000 ha. 

Was waren die grössten Herausfor-
derungen im vergangenen Jahr für Ihren 
Bauernverband und wie konnten diese 
gemeistert werden?
Die Verschärfungen im Bereich der 
Düngung über eine neue Düngever-
ordnung sowie illegale Stalleinbrüche 
militanter Tierschutzorganisationen. 
Alle diese Probleme bzw. Herausforde-
rungen dauern an.

Mit welchen Hauptthemen sind Sie 
aktuell beschäftigt?
Die zukünftige Ausgestaltung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik nach 2020 
wird auch die Landwirtschaft in Ba-
den-Württemberg (BW) sehr stark tan-
gieren. Des Weiteren beschäftigen wir 
uns intensiv mit Tierschutzthemen 
(Verbot der betäubungslosen Ferkel-
kastration ab 01.01.2019, Kastenstand-

haltung von Zuchtsauen, Anbindehal-
tung von Rindern etc.).

Welche Unterschiede bzw. Gemeinsam-
keiten erkennen Sie in der Landwirt-
schaft zwischen Ihrer Region und dem 
Kanton Zürich?
Grundsätzlich überwiegen die Gemein
samkeiten, sowohl in der Vielfalt der 
Produktion als auch in den zu bewälti-
genden gesellschaftlichen Herausfor-
derungen. Hauptprodukt in BW ist die 
Milch. 

Einen grossen Anteil an der Wert
schöpfung haben jedoch auch die Son-
derkulturbetriebe (Obst-, Wein-, Gemü
se- und Gartenbau). Enorm zugenom-
men haben in den letzten Jahren Na
tur-, Umwelt- und Tierschutzauflagen.  
Hinzu kommt ein permanenter Flä-
chenverlust für Infrastrukturmassnah
men. Während im Kanton Zürich im 
Jahr 2015 nur rund 32 Prozent der Be-
triebe im Nebenerwerb bewirtschaftet 
wurden, waren es in BW über 60 Pro-
zent. Der Strukturwandel in BW ver-
lief jedoch deutlich schärfer: minus 
43,4 Prozent in BW gegenüber 24,2 Pro
zent im Kanton Zürich (jeweils 2015/ 
2000).

Wie konnte sich Ihr Verband in der 
Vergangenheit positionieren und welche 
Möglichkeiten zur weiteren Ent- 
wicklung sehen Sie in Ihrem Verband?

Wichtigste Aufgabe des Verbandes ist 
die Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Hier geben wir der Landwirtschaft auf 
allen politischen und gesellschaftlichen 
Ebenen eine Stimme. 

Weitere Entwicklungsmöglichkeiten 
sehen wir vor allem auch im Ausbau 
von Dienstleistungsangeboten für un-
sere Mitglieder. 

Was sind die Spezialitäten (z.B. Kulturen) 
in Ihrer Region?
Im Gebiet des LBV gibt es eine Vielzahl 
von Kulturen, Bewirtschaftungsformen 
und Betrieben mit diversifizierter Pro-
duktion (s.o.). 

Worauf sind Sie in ihrem Verband 
bzw. Region besonders stolz?
Stolz sind wir vor allem darauf, dass 
wir eine sehr gut ausgebildete junge 
Bauerngeneration haben, die sich den 
Herausforderungen der Zukunft stellt.

Besitzen Sie ein eigenes Verbandsorgan? 
Wenn ja, wie ist dessen Stellenwert?
Das LBV-Verbandsorgan «BWagrar» ist 
eine landwirtschaftliche Fachzeitschrift, 
die wöchentlich in einer Auflage von 
rund 40 000 Exemplaren erscheint. 
BWagrar ist das Fachmedium, das über 
aktuelle agrarpolitische sowie markt-
wirtschaftliche Entwicklungen berich-
tet und zudem produktionstechnische 
Inhalte vermittelt. 

Wie sehen Sie die Entwicklung der 
Landwirtschaft in Ihrer Region oder in 
der Schweiz bzw. in Deutschland 
generell in Zukunft und wo sehen Sie 
dabei die grössten Probleme?
Der Strukturwandel geht weiter und 
die gesellschaftlichen Anforderungen 
werden zunehmen. 

Die grösste Herausforderung wird 
sein, diese gesellschaftlichen Ansprü-
che mit den Erfordernissen einer wett-
bewerbsfähigen Landwirtschaft in Ein-
klang zu bringen. 

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit  
mit dem ZBV, wie zufrieden sind Sie 
damit und was könnte aus Ihrer Sicht 
diesbezüglich noch verbessert werden? 
Bislang gibt es kaum Kontakte zum 
Zürcher Bauernverband. 

Dies hängt meines Erachtens vor 
allem damit zusammen, dass die Aus-
gestaltung der hiesigen Agrarpolitik 
sehr stark von Brüssel beeinflusst wird, 
während die Schweiz doch über sehr 
viel mehr nationale Eigenständigkeit 
verfügt.  n MCA

Keine Rückkehr zur bisherigen Praxis 
bei der Baulandbesteuerung für Landwirte

Die Motion von Nationalrat Müller 
betreffend der «Rückkehr zur 
bisherigen Besteuerung von Bau- 
land», ist mit der Abstimmung  
im Nationalrat vom 14.6.2017 politisch 
durchgefallen.

Die Gewinne aus dem Verkauf oder der 
Überführung von land-und forstwirt-
schaftlichen Grundstücken waren bis 
anhin von der direkten Bundessteuer 
befreit, auch wenn Teile davon in der 
Bauzone lagen.

In einem Entscheid von 2011 hatte 
das Bundesgericht diese gängige Praxis 
der Besteuerung von landwirtschaftlich 
genutztem Bauland bei der Überfüh-
rung vom Geschäftsvermögen ins Pri-
vatvermögen und beim Verkauf geän-
dert. Davon betroffen sind Landwirte 
mit Bauland, welche all ihre landwirt
schaftlich genutzten Grundstücke steu
erlich zwangsläufig im Geschäftsver-
mögen führen müssen. In der Folge 
reichte Nationalrat Leo Müller (LU) eine 
Motion ein, um zur bisherigen Praxis 
zurückzukehren.

Von den Befürwortern wurde klar 
ins Feld geführt, dass eine Ungleich-
Behandlung gegenüber denjenigen Pri
vatpersonen bestünde, deren Liegen-
schaften nur der Grundstückgewinn-
steuer unterlägen, die jedoch bei einem 

Verkauf von den Direkten Bundessteu
ern und den AHV-Beiträgen verschont 
blieben. Es wurde darauf hingewiesen, 
dass bei der Besteuerung eine Gleich-
behandlung aller Bürger als oberstes 
Gebot gelten sollte. Gemäss Aussagen 
eines Steuerexperten des Nationalrates 
können die Abgaben für den Betroffe 
nen bis 70 Prozent des Gewinnes aus-
machen.

Die Gegner der Motion argumentier-
ten damit, dass man Landwirte nicht 
mit privaten Grundstückseigentümern 

vergleichen dürfe, sondern dass diese 
mit anderen Gewerbetreibenden gleich
zusetzen seien. Diese würden nämlich 
auch teilweise das gesamte Grundei-
gentum im Geschäftsvermögen führen, 
wenn die Nutzung des Grundstückes 
mehrheitlich geschäftlich sei. Zudem 
wolle man auf die seit 2011 neu gene-
rierten Steuereinkünfte und AHV-Bei-
träge nicht verzichten. 

Nachdem der Ständerat in seiner 
Dezembersession nicht auf die Geset-
zesvorlage eingetreten war, ist der Na-

tionalrat in der Differenzenbereini-
gung am 14.6.2017 auch nicht darauf 
eingetreten. 

Das Geschäft wurde somit abgeschrie-
ben und die höhere Besteuerung ist nun 
definitiv. Die Kantone müssen jetzt das 
Kreisschreiben 38 der eidgenössischen 
Steuerverwaltung anwenden. Aus Krei
sen der Steuerämter ist zu vernehmen, 
dass im zweiten Halbjahr 2017 noch 
ein Anhang mit Ergänzungen und Prä-
zisierungen publiziert werden soll. Für 
Landwirte mit Baulandgrundstücken 
heisst es nun, diese bittere Pille des 
Bundesgerichtsentscheids von 2011 zu 
schlucken.

So gilt für Landwirte also weiterhin 
der Bundesgerichtsentscheid von 2011 
mit der zusätzlichen Entrichtung der 
Einkommenssteuer (in der Regel bei 
den Bundessteuern) und den AHV-Bei-
trägen auf dem ganzen Gewinn. Davon 
betroffen sind Grundstücke in der Bau
zone und Grundstücke, die nicht dem 
bäuerlichen Bodenrecht unterstehen 
(z.B. Kleinparzellen). 

Diese zusätzliche Besteuerung gilt 
auch bei alleiniger Überführung ins 
Privatvermögen, also «ohne Verkauf». 
Immerhin kann der Anteil der «Wert-
vermehrung» bei der Besteuerung auf 
später aufgeschoben werden. Damit 
können zumindest Härtefälle gemil-
dert werden.

Sind Optionen für die Betroffenen 
verfügbar?
Vorderhand bestände hier insbesonde-
re die Möglichkeit, den Betrieb steuer-
lich ins Privatvermögen zu überfüh-
ren, bevor eine Einzonung stattfindet. 

Die Überführung ist aber nicht einfach 
möglich, da klare Kriterien erfüllt sein 
müssen, u.a. dürfen keine überwiegen
den Geschäftseinnahmen mehr vorlie-
gen. Weiter müsste beachtet werden, 
gemischte Grundstücke (mit Teil Bau-
zone, Teil Landwirtschaftszone) beizu-
behalten. Diese bleiben weiterhin dem 
BGBB unterstellt. 

Man könnte vorsehen, gewisse Grund-
stückskäufe ins Privatvermögen auf-
zunehmen (Kauf durch den Ehepart-
ner des Betriebseigentümers). Zudem 
wären die Möglichkeiten des Aufschubs 
auszunützen. 

Die Möglichkeiten für Erleichterun-
gen sind sehr beschränkt. Beim Verkauf 
oder einer Betriebsaufgabe mit steuer-
licher Überführung ins Privatvermögen 
ist eine vorgängige Berechnung der 
mutmasslichen Abgaben deshalb sehr 
empfehlenswert.  n

«Für Landwirte 
mit Baulandgrundstücken 

heisst es nun, diese  
bittere Pille des Bundes- 

gerichtsentscheids  
von 2011 zu schlucken.»
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Bauland von Landwirten ist mit hohen Abgaben belastet. Bild: Markus Zoller
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